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Obwohl die Durchsetzungsinitiative abgelehnt wurde, muss die angenommene Ausschaffungsinitiative umgesetzt 
werden und führt de facto zu einer Zweiklassengesellschaft. Der Handlungsbedarf ist gross, denn die 
Wohnbevölkerung des Kantons Basel-Stadt wuchs im Januar um 251 Personen auf 197'455. Über zwölf Monate 
betrachtet, betrug die Zunahme 0,4%. Der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer liegt bei 35,4%. Das 
bedeutet, dass ein grosser Teil unserer Basler Gesellschaft ohne Schweizer Pass von negativen Auswirkungen 
dieser Gesetzesänderung betroffen sein wird, obwohl Viele davon die Voraussetzungen für die Einbürgerung 
erfüllen würden. 

Da die Einbürgerungszahlen im Kanton Basel-Stadt seit 2008 rückläufig sind, hat der Regierungsrat in der 
Beantwortung des Anzugs Brigitta Gerber betreffend aktive Einbürgerungsstrategie vom 17.4.2012 (10.5114.01) 
bestätigt, dass "eine automatische Information von Amtes wegen an alle Personen, welche die Wohnsitzfrist 
erfüllen ( ... ) als geeignete Massnahme [erachtet wird], um einem weiteren Rückgang an 
Einbürgerungsgesuchen präventiv entgegenzuwirken." 

Bedauerlicherweise weiss die Öffentlichkeit nicht, ob diese Massnahme bisher Wirkung gezeigt hat. Es stellt sich 
die Frage, ob gezieltere Massnahmen nötig sind, um dem Trend der rückläufigen Einbürgerungsquote 
entgegenzuwirken. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig zu wissen, ob die aktuellen Strategien der Regierung 
ausreichen, um die erwähnte Zielgruppe angemessen zu erreichen und für die Einbürgerung zu motivieren. 

Aus diesem Grund fordern die Unterzeichnenden den Regierungsrat auf, einerseits Auskunft zu geben über die 
bisherige Informationsstrategie (insbesondere durch persönliches Anschreiben) und ob diese sich auf die 
Einbürgerungsquote positiv ausgewirkt hat. 

Andererseits soll die Regierung prüfen und berichten, ob sich Ausländerinnen und Ausländer in Zukunft online für 
ein Einbürgerungsverfahren anmelden können. Und ob ergänzende Informationsveranstaltungen bei den 
Migrantenvereinen direkt durchgeführt werden können. Diese wären deutlich niederschwelliger als die 
Informationsveranstaltungen im Rathaus. Schliesslich soll geprüft werden, welche Anreize für 
einkommensschwache Personen geboten werden können, damit auch diese sich einbürgern lassen. 

Edibe Gölgeli, Tanja Soland, Mustafa Atici, Sarah Wyss, Tim Cuénod, Thomas Gander, Heidi 
Mück, Brigitta Gerber, Talha Ugur Camlibel, Nora Bertschi, Salome Hofer, Luca Urgese, Murat 
Kaya, Beatrice Isler, Martin Lüchinger, Leonhard Burckhardt, Annemarie Pfeifer, Ursula Metzger, 
Andrea Elisabeth Knellwolf, Helen Schai-Zigerlig, Stephan Mumenthaler, Franziska Roth-Bräm, 
Beatriz Greuter 

 

 


